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RA Prof. Dr. Ralf Hçcker,
LL.M. (IP) (London), Kçln

Brauchen wir ein Gesetz zur Regelung der
Medienarbeit von Behçrden?

Um die Antwort vorwegzunehmen: Ja! Und
wenigstens f�r die Ausk�nfte von Staatsan-
waltschaften und Gerichten in strafrechtlichen
Angelegenheiten kçnnte es ein solches Gesetz
demn�chst geben. Ein Gesetzesentwurf des
Arbeitskreises Strafprozessrecht und Polizei-
recht unter Leitung von Prof. Dr. Mark A. Zçl-
ler (Uni Trier) und Prof. Dr. Robert Esser (Uni
Passau) wurde gerade den Bundestagsfraktio-
nen von Union, SPD und FDP vorgestellt. Dort
herrscht durchaus freundliches Interesse, das
Thema ist jedoch nicht Gegenstand des Koali-
tionsvertrages und bislang fehlt es noch an çf-
fentlichem Druck, um es auf die Tagesord-

nung zu hieven. Sollte es gelingen,
eine Mehrheit f�r ein solches Gesetz
zu organisieren, kçnnte es noch in
der laufenden Legislaturperiode
Realit�t werden. Und das w�re gut.
Denn der Entwurf enth�lt erstmals
recht konkrete Regeln f�r die Abw�-
gung zwischen dem çffentlichen In-

formationsinteresse und den Persçnlichkeits-
rechten der Betroffenen. Einige Beispiele:
Nat�rlich sollen die Person des Betroffenen,
die Schwere der Tat und der Verdachtsgrad
eine Rolle spielen, wenn es um die Frage geht,
ob die Justizbehçrden personenbezogene Da-
ten herausgeben d�rfen. Doch auch die Ver-
bindung zwischen der Bedeutung der Person
und der Tat sowie die fortdauernde Verf�gbar-
keit der personenbezogenen Daten in den Me-
dien sollen Ber�cksichtigung finden (§ 501
Abs. 3 des Entwurfes). Ausk�nfte �ber Ent-
scheidungen sollen zun�chst dem Betroffenen
und erst dann der Presse mitgeteilt werden
(§ 501 Abs. 4). Wertungen der Staatsanwalt-
schaft zu Beweisaufnahmen sollen vermieden
werden (§ 501 Abs. 7).
Sehr wichtig und richtig: Anfragen von Medi-
en sollen grunds�tzlich schriftlich zu stellen
sein und die Antworten sollen ebenfalls
schriftlich oder elektronisch erfolgen. Sie sol-
len zwar verwahrt oder gespeichert, nicht je-
doch – und das ist kritikw�rdig – zu den Akten
genommen werden (§ 503). Die Verpflichtung
zur Verschriftlichung von Presseanfragen und
Presseausk�nften ist zwingend notwendig, um
dem Betroffenen eine Chance auf effektiven
nachtr�glichen Rechtsschutz zu gew�hren,
wenn etwa strittig ist, ob und wie eine Behçrde
sich ge�ußert hat. In der medienrechtlichen
Praxis m�ssen wir allzu oft erleben, dass Jour-
nalisten amtliche Aussagen wiedergeben, die
sie am Telefon oder im persçnlichen Gespr�ch
so gehçrt haben wollen, die der zitierte Beamte

aber bestreitet. Unterschiedliche Rechtswege
und komplizierte Streitverk�ndungsregeln
machen effektiven Rechtsschutz in solchen
F�llen schwierig.
Der Gesetzesentwurf ist daher zu begr�ßen.
Journalisten fordern immer offensiver ihre
Auskunftsrechte ein. Auf der anderen Seite
stehen die Betroffenen der Strafverfahren,
die zum Schutze ihrer Persçnlichkeitsrechte
versuchen, die staatsanwaltschaftliche �ffent-
lichkeitsarbeit �ber ihre Medienanw�lte mçg-
lichst stark einzud�mmen. Inmitten dieses In-
teressenwiderstreits befinden sich die Presse-
stellen der Justiz, die bislang auf keine bundes-

einheitliche Kodifizierung zur Regelung ihrer
Medienarbeit zur�ckgreifen kçnnen. Diese
L�cke schließt der Gesetzesentwurf. Doch er
geht nicht weit genug. Der Arbeitskreis hatte
durchaus diskutiert, ob nicht ein f�r die Medi-
enarbeit s�mtlicher Behçrden geltendes Ge-
setz sinnvoll w�re. Aus Praktikabilit�ts- und
Realisierbarkeitsgr�nden und wegen der bei
weitem grçßten Relevanz entschlossen die Ex-
perten sich jedoch, den Entwurf auf die Medi-
enarbeit in Strafprozessen zu beschr�nken.
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes
hierf�r leiten sie aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG
ab (Annexkompetenz zur Regelung des Straf-
rechts).
Doch auch außerhalb der Strafjustiz gibt es
F�lle mit Behçrdenbeteiligung, die die �ffent-
lichkeit bewegen. Auch hier brauchen wir eine
klare gesetzliche Regelung des Widerstreits
zwischen Persçnlichkeitsrechten und berech-
tigten Informationsinteressen der �ffentlich-
keit. Die Normen in den Landespressegeset-
zen sind rudiment�r und regeln unmittelbar
nur die Rechte der Journalisten. Die Rechte
der Betroffenen finden nur indirekt und spie-
gelbildlich Ber�cksichtigung. Das wird ihrer
Bedeutung nicht gerecht. Denn immerhin be-
darf jedes „staatliche(s) Informationshandeln,
das zu Beeintr�chtigungen f�hrt, die einen
Grundrechtseingriff darstellen oder ihm
gleichkommen, (...) regelm�ßig der Rechtfer-
tigung durch eine gesetzliche Erm�chtigung.“
(OVG NRW, 17. 10. 2017 – 4 B 786/17
m. w. N.) Dabei muss der einzelne Beamte
eine Vielzahl von Abw�gungen anstellen, f�r
die er die Rechtsprechung des BGH, des
BVerfG und des EGMR zum Presse- und Per-
sçnlichkeitsrecht (v. a. zur Verdachtsbericht-
erstattung) pr�sent haben m�sste. Eine klare,
�bersichtliche Regelung der Medienarbeit al-
ler Behçrden ist daher im Sinne der Beamten
und ganz sicher auch der Betroffenen.
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